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Neues republi
Herausgegeben von

Band i. x. xcvii.

G e s e z g e b u ug.
Senat, 8. Februar.

(Fortsetzung.)
Kubli hätte den Beschluß etwas bestimmter ge-

wünscht. In seiner Gegend hat man den Unterschied
beobachtet, daß wenn ein Vater, der sich in die Gr.
meinde einkaufte, mehrere Söhne hatte, so zahlten
die, die über ?c> Jahre alt waren, den Fünfcheil,
die unter Jahren den Zehntheil deyen was der
Vater zahlen mußte. Er wurde dieß vorzüglicher
gesunder! haben und stimmt zur Verwerffnng.

Vouslüe würde auch eher zur Verwerffnng als
zur augendliklichen Annahme stimmen; das Gesez ist
höchst wichtig, weil es in die Gemeindbürgecrechte
eingreift. Er ist nicht vorbereitet und wünscht Ver-
tagm'.g der weitem Discussion.

Devcvey. Wenn die Gemeindgüter ein gehei-
ligtes Eigenthum sind, so können wir unmöglich an-
dcrs als den Beschluß annehmen. Ein ungleicher
Einkauf für versclffedene Alter wäre durchaus unge-
recht und eine unbillige Ungleichheit.

Müng er tst gleicher Meinung; das Gesez vom
ig. Hornung hat an verschiedenen Orten Anlaß zu
Mißbrauchen gegeben; der Verarmung nahe zahlreiche
Familien, kauffen sich in begüterte Gemeinden ein,
um sich Versorgung zuzusichern.

Petto laz verlangt die Vertagung, weil die
Sache ihrer verschiedenen Verhältnisse wegen, näherer
Untersuchung bedarf.

Luc hard. Vonfiües Bemerkungen können nur
ach das bestehende Gesez puffen, nicht auf die vox-
liegende Erlau-crung desselben, die sehr zwekmäßig
ist. Er stimmt zur Annahme.

Meyer v. Ar. findet den Beschluß in der
Ordnung.

Lüthi v. Sol. Ebenfalls; er ist auf Billigten
und Ecrcchtigk-it gegründet.

S cher er. Der Nutze» der Gemeindgüter wird
gewöhnlich auf die Haushaltungen, nicht auf die
Köpfe vertheilt; er wünschte also auch einen bestimm-
tern Beschluß.

Misch es Blatt.
Escher und Usteri.

Bern/ 8. Merz l8»o. (17. Ventose VIII.)

Blarras ist auch für die Annahme — wundert
sich aber über die Unbeständigkrit der Grundsätze über
das Eigenthumsrecht der Gemeindgüter — DaS Ge-
sez vom iz. Frbr. war ein Eingriff m dieses Recht.
Der gegenwärtige Beschluß ist als Erläuterung jenes
Gesetzes sehr gut — aber es wären noch eine Menge
ähnlicher Erklärungen über dasselbe zu geben.

Meyer v. Arb. Scherers Einwms ist leicht
zu lösen; in den Gemeinde», wo der Nutzen der àmemdgüter nach den Haushaltungen vertheilt wird,
wird sich nur der Pater einlaufen, so lang die Kinder
nicht besondern Hänshalt bilden.

La siechere halt dafür, dieß Gesez wie das vor-
hergehende, sey bald allenthalben unausführbar, weil
die Verzeichnisse der Einkaufspreise beinahe nirgends
noch vorhanden sind.

Der Beschluß wird angenommen.
Lüthi v. Sol. im Namen einer Commission

legt über den das Recht des Staates auf die Mine-
ralien Ibetreffenden Beschluß, einen Bericht vor, der
zur Annahme räth und für 3 Tage auf den Canttei-
tisch gelegt wird.

Der Beschluß wird verleben und angenommen,
der den Vollz. Ausschuß einladet zu veranstalten,
daß der erste Band des Tagblatts der Gesetze un-
verzüglich gedtukt werde und den gesezgeöenben Nâ-
then in Zeit von 3 Tagen einen Bericht über die in
dieser Aussicht getroffenen Maaßregeln'zu erstatten.

Folgende Zuschrift wird verlesen:

Peter Leonzi Scharr in Mümüswill, Canton
SoloGurn an die qesezgebenden Rä'.he,
der helve'.ischm Répudias.

Mümliswill den 28ten Jenner 1800.

Bürger Repräsentanten!
Süß und angenehm ist es, für das Schwcizervolk

durch die neuiiche Personal-Aenderung, den Altar'
seiner Freiheit wieder empor gehoben zu sehen; zu-
gleich auch ruhmvoil ist es für dasselbe, S-ellver-
tr-tter zu haben, die wahre Nachahmer des Tells
sind, welcher die erste Grundlage zur Freiheit gelegt



Hai. In Ihnen kennt man jene Zoo Tavftre, web
che am Paß bei Morgarten 20,000 Oestreicher zur
Flucht nöthigten. Ihr mußtet nothwendig den Sieg
der Gerechtigkeit, für das Wohl Helvetiens davon
tragen. Ihr werdet auch immer die Tyrannen be--

siegen, die sich erkühnen werden, das gute Schwel-
zervolk zu unterjochen.

Bürger Repräsentanten! empfanget für enern
entschlossenen Muth, die Beweise des Schweizer-
Volks dankbarer Glükwünschung, gerechter Hochach-
tung und der lebhaftesten F-eude/ die Ich Euch im
Namen jedes guten Schweizerherzen gebe.

Alle meine Wünsche, und die des ges-mmten
Schweizervolks gehen izt einzig dahin, daß durch
die neue Aenderung, unser Vaterland, welches von
der Natur selbst zur Freiheit und Frieden entworfen
zu seyn scheint, bald auf die mächtigen und uaer-
schütterlichen Grundfesten der Ruhe, Glsikfel'gkit
und gesellschaftlichen- Ordnung hergestellt werde. —
Welche Reihe von glüklichen und glänzenden -Bege-
be-Heiken darf sich dann nicht ganz 'Helvetic«, durch
die Segen versprechende und weise Einführung, der
auf die Gruridsahe der Natur gegründeten, durch das
Licht der Vernunft aufgeklärten, und durch die wie-
dergebohrne Herrschaft der Freiheit versprechen? ver-
gedens werden sich Despotismus verschwören, die
Wurzeln des Tells zu untergraben; in allen Herze?,
werden dieselben haften. Helvetiens Völker werden
es fühlen, daß wahre Freiheit sein erstes Geschenk
der Natur und der erste Keim zur Tugend ist.

Bürger Repräsentanten! laßt Euch einig seyn,
Wohlwollen und Menschenliebe auskünden, läut den
großen Familienvertrag bekannt machen, dann wird
alle Bürger der gleiche Geist beleben, und die näm-
lichen Vortheile vereinigen; Helvetic» wird dann die
Feinde der Menschheit, die gegenwärtig nur zn ihrer
Zerstörung bewaffnet sind, mit sich zu freier Verkhei-
digung und Ausbreitung der Menschenrechte, Tugend
und Religion vereint sehen.

Gruß und Ehrfurcht.

Senat, 10. Februar.-
Präsident: Badoux.

Die Discussion über den ersten Abschnitt des
Constitutionscntwurfs der B. Craner und Kubli wird
eröffnet. (S. diesen Abschnitt im St. 43. G- 171.)

La siech ere findet, die französische Abfassung
habe nicht die Bestimmtheit und Klarheit, die für
constitutionelle Artikel erfoderlich ist, und verlangt
also Rükweisung derselben an die Commission; ferner
findet er es im 1. Artikel unschiklich, schon Verän-
deruugen in der Verfassung vvrauszufttzen. Der
Art. 4. scheint zu sagen, nur die gewcr'brreibenden
Bürger stehen unter Aussicht der Polizei, da es doch

alle seyn sollen. Ueber den 12. Artikel bemerkt er,
die Besoldung der obersten Beamten kann zurGe-
nchmigung dem Volke vorgelegt werden, aber die
Unterbeamten können nicht allenthalben gleichmäßig
bezahlt werden.

Obmann legt folgende Bemerkungen vor:
§ 6. Dieser ist zu unbestimmt, und zu wenig

in demselben für die persönliche Sicherheit und Frei-
heit des DürFers vorgesehen. Man soll in einem
so wichtigen Hauptgrm-dsatze sonderheitlich über
die Gefaugennehmung sich nicht blos auf die
zu bestimmenden Fälle eines Gefetzes berufen, das
noch nicht eristirt, und, wie ich fürchte, noch lange
nicht erscheinen wird.

Es ist sowohl wichtig als nochwendig, daß je-
der Burger vor wilikührlichen und öfters leidenschast-
stehen Maaßnahmen der Beamten gesichert, und auch
bei eintretenden Fällen nicht länger gefangen gehalten
werde, als es die vorliegenden oder eintretenden
Umstände nothwendig machen.

Ich schlage also vor, daß dieser in solchem
Sinne eingerükt werde: Niemand darf vor Gericht
geiaoen,' und daselbst verklagt werden, als unter
Einwilligung des Richters; niemand soll verhaftet
werdendes sey dann von der gesezlichen Behörde
ein schriftlicher, und der betreffenden Person abschrift-
sich mitgetheilter Verhaftsbefehl da; der Verhaftete
soll auch binnen zweimal 24 Stunden vor den Frie-
densrichter gebracht, daselbst die Klage summarisch
untersucht, und erst auf dessen Ausspruch gefangen
gesezt, aber sogleich losgelassen werden, wann er
hinlängliche Bürgschaft stellt.

S 8. Dieser § verstößt sich gegen die Gleichheit
der Rechte, indem es heißt: „Für den standesmäßi-
gen Unterhalt der Geistlichen sorgt die Nation."

Niemand, wenigstens ich begehre eS nicht, daß
die Diener der Religion nicht ihren mäßigen Unter-
halt finden, aber kein standsmäßigw, denn dieser
Ausdruk sezt unverkennbar eine Ungleichheit der Bür-
ger und einen besondern Stand voraus, welches
àr mit den einmal anerkennte» Freiheits - und Gleich-
heitsgnmdsätze» sich nicht vertragen kann.

Ich trage aiso darauf an, daß die Gc stlichen
nicht andere, als nach dem Verhältniß ihrer Ar-
betten und Talente besoldet werden.

§ 12. Auch in diesem § finde ich eine Uuschik-
lichtest, die Ungleichheit und Verwirrung heroorbrin-
gen würde, wo es nemlich heißt, daß die Besol-
cungsbestimmung oem Volke zur Genehmigung vorge-
leg: werden soll. Man weiß ja aber woh!, w e

wenig der größte Theil des Volks von den Erforder-
nissen und Arbeiten der öffentlichen Beamten Begriff
und .Kenntniß hat. So wurde man gar oft das Ge-
halt der mehr Beschäftigten nieder, und das des min-
der arbeitenden Beamten hoch bestimmen, und da-
durch Mißvergnügen und Unbilligkeit erzeugen.
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Ich schlage also vor,
Gehaltsbestimmung jener Beamten ausgeschlossen
werde, die unmittelbar vom Staat, nicht aber von
denen, die ausschließlich von den Bezirken ober Ge
meinden besoldet werden.

§ 13. Dieser K gründet sich wiederholt auf das
sowohl unsinnige als unbillige System, als sollten
alle Steuren von dem Vermögen erhoben werden.

Ich will nicht anführen wie schwer, ja unmög-
lich es ist, einem jedem ftiu wahres Vermögen aus-
zufinden sondern blos bemerken, daß es eine große
Ungerechtigkeit wäre, wann der Grundbesitzer, der
nun auf eine ziemlich wohlfeile Art seine Zchnden
und Bodenziuse für immer entfernen kann, zu der
Staatsgütern nichts, im Gegentheil der Eigenthum
mer von Gültschristen und beweglichen Gütern alles
ertragen und hergeben sollte.

Ich trage darauf an, daß die Steuren zu den
Staatsbedürfuissen nicht ausschließlich von dem Ver
mögen, sondern auch vermittelst maßiger Grundfleu-
ren erhoben werden sollen.

La siechere glaubt, der iZ. Artikel soll so ab-
gefaßt seyn: man zahle nach dem Verhältniß.des
Vermögens, des Einkommens und des Ertrages der
Guter, die man bearbeitet.

Weg mann. Die Einheit und Untheilbarkeit der
Republik bringt es mit sich, daß jeder helvetischer
Bürger au jedem Ort in Helvetien das Recht hat,
sich niederzulassen.

Dieses Recht aber sollte durch Bedingungen zum
gemeinen Besten beschränkt werden. Was erfordert
nun dieses?

l. Die Verhinderung eines allzugroß n Hinflusses
von Einwohnern an wohlgelegenen, großen, rer
chen Orten, wo der Erwerb leicht und reich-
lich ist; welche Hauptort, Flecken, Werkstätte
zu viel Uebermacht dadurch gewinnen könnten,

s. Fooert das allgemeine Beste die Verhinderung
der Auswanderung, der reichen, geschikten, kuust-
reichen Einwohnern aus den weniger wohlgele.
genen, kleinen, dürftigen Orten, wo oft die

wenigen Reichen, oder stark fabricierenden Han-
delsleute, gute Handwerker und Künstler, durch
Beförderung des Verdienstes für Arbeiter und

Arme, sehr nüziich sind.
Diese Beschränkung der Aus - und Einwände-

muß die Constitution wenigstens im Allge-

daß das Volk von der werbs jeder so und so viel in eine Cassa, tsse zur
Unterstützung solcher Passivbürger bestimmt ist, welche
an dem Gemeindgut keinen Antheil haben, dadurch
erreicht man den doppelten Zwek.

1. Daß das Gemeindgut nur von den Theilhaber»
benuzt wird.

2. Daß die Armen unter den Passivbürgern nicht
Hülflos bleiben; auch der Reichste kann sich die-»
ses Beitrags pr<? rà nicht weigern, dann seine
Nachkommen können arm werden.

Art. 4. Unter Aufsicht der Polizei.
Unter Leistung des Einzugs - und Wohns

rechtes auch der Erwerbsgcbühren, so wie
dieselben das Gesez in Rüksicht der Berichten, über die
Bedürfnisse und die ganze Localikät der Gemeinen
bestimmen wird.

8ter Art. Für ftandesmäßig en Unterhalt
der Geistlichen sorgt die Nation.
Ohnstreirig sind Volkslehrer von ächtem Geist

und Herzen, eine Classe Bürger unserer Republik,
welche die Vorsorge der Regierung im höchsten Grad
verdienen; Wie sehr ist zu wünschen, daß alle, die
dieses Standes würdig sind,'standesmäßig unterhalb
ce» werden können.

Die Nation soll dafür sorgen, sagt der Artikel,
(Die Fortsetzung folgt.)

rung
daß dafürmeinen anerkennen, und bestimmen,

nach Gesetzen gesorgt werbe.
Zur Abfassung dieser Gesetze dienten wohl em-

gezogene Berichte und Vorschlage aus allen Gemein-

den, sowohl reichen als armen, großen und kleinen

ohne Unterschieb aus allen, damit nicht willkühriiche
und einseitige Gesetze abgefaßt würden.

Z.E.Für das Erwerbsrecht bezahlt nach Be-.,
5

chassenhkit des mehr oder weniger esimaglichen Er-,aufmmenden Hoffnungen dem aufmerksamen Beob«

Inländische Nachrichten.
Zürich den 4. Merz. Sie verwundern sich,

mein theurster Freund, über die scheinbare Gleich-
gültigkcit des bessern Theils unsers Kantons bei dem
glükiichen Ereigniß vom 7. Jenner, und seinen heil-
samen Folgen; da in der That kein Kanton mehr
Urfach gehabt hätte, sich über diese wohlthätige Ver-
anderung zu freuen, als gerade der unsrige? Sie
dürfen mir indeß auf mein Wort glauben, daß jeder
Besserdenkende, deren es doch noch im ganzen Kau-
ton eine große Anzahl giebt, das Glük der vorge-
gangenen Veränderung tief empfand; und wenn der
Ausdrnk der Freude mit der Empfindung in gar
keinem Verhältniß stand, so können sie sich diese
sonst fteiiich sonderbare Erscheinung sehr natürlich
aus folgenden Gründen erklären.

Etwas müßen Sie allerforderst auf Rechnung
des Nationalcharakters setzen, welcher an und fur
sich eher zum Leiden und Dulden, als zu irgend
einer Art von lebhafter und thätiger Aeusserung acs
neigt ist. Sie begreifen auch leicht, daß diese Stim,
mung durch den mannigfaltigen Druk, unter we -
chem unser Kanton vorzüglich gelitten hat, immer
neue Nahrung erhielt; und, so wie man sich vorher
begnügte, unter einander zu seufzen, und zu klagen,
so war eine eben so einfache M «Heilung neu
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